Rechtexperten unterstützen Marburger Bund
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Die Frage, ob der zwischen Verdi und Tarifgemeinschaft deutscher Länder abgeschlossene Tarifvertrag auch auf Klinikärzte Anwendung finden kann, wird von Rechtexperten eindeutig im Sinne des Marburger Bundes beantwortet. Die Auffassung der Herren Bsirske und Möllring, der Tarifvertrag habe auch für die Klinikärzte Geltung, und damit seien auch wegen Friedenspflicht sämtliche Ärzte-Streiks zu unterlassen, ist falsch.

Rechtexperte Otto: Keine Zweifel an Legitimation des MB
Der Göttinger Rechtexperte Professor Hansjörg Otto betonte gegenüber dem Kölner Stadt-Anzeiger, dass die Position von Hartmut Möllring schlichtweg falsch sei und der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts (BAG) widerspreche. Das BAG habe das Existenzrecht kleiner Gewerkschaften und deren eigenständige Verhandlungsführung über Löhne, Gehälter und Arbeitszeiten ausdrücklich bestätigt, betonte Otto. Der Professor am Institut für Arbeitsrecht der Universität Göttingen verwies darauf, dass das Gericht der Christlichen Gewerkschaft Metall das Recht auf Tarifverhandlungen unabhängig von der viel größeren IG Metall zugestanden hat.

„Ein Tarifvertrag ist dann gültig, wenn ihn beide Seiten unterschrieben haben oder ein Abschluss übernommen wird“, sagte Otto. Der Marburger Bund aber habe die Übernahme ausgeschlossen. „Ich habe überhaupt keinen Zweifel an der Legitimation der Ärztegewerkschaft, auf einem eigenen Tarifvertrag zu bestehen“, sagte Otto weiter.

Die Argumentation Möllrings bezeichnete der Experte als „erstaunlich“. Der niedersächsische Finanzminister beziehe sich offenbar auf die „Figur der Tarifeinheit“, nach der in einem Betrieb nur ein Tarifvertrag gelten könne, und zwar der von der mitgliederstärksten Gewerkschaft ausgehandelte. Damit könne aber nicht das Recht konkurrierender Gewerkschaften auf eigene Tarifverhandlungen beschnitten werden. Dies habe das Landesarbeitsgericht Hessen 2004 in Bezug auf die Eisenbahnergewerkschaft und die Gewerkschaft der Lokomotivführer klargestellt.

Arbeitsrechtler Löwisch: TdL-Auffassung falsch!
Auch der Freiburger Arbeitsrechtler Professor Manfred Löwisch gibt in einer Stellungnahme klar dem Marburger Bund Recht: „Die von der Tarifgemeinschaft deutscher Länder vertretene Auffassung, eine Fortsetzung des Ärztestreiks durch den Marburger Bund sei wegen des mit ver.di geschlossenen Tarifvertrags für den gesamten öffentlichen Dienst der Länder unzulässig, ist falsch. Der Marburger Bund ist eine tariffähige Gewerkschaft. Ihm kommt nach Artikel 9 Absatz 3 des Grundgesetzes Tarifautonomie zu. Damit hat er das Recht, für seine Mitglieder diejenigen Arbeitsbedingungen zu vereinbaren und notfalls zu erkämpfen, die er für richtig hält.

Der vom Bundesarbeitsgericht entwickelte Grundsatz der sogenannten Tarifeinheit kann daran nichts ändern. Dieser Grundsatz betrifft nur die Frage, wie zu verfahren ist, wenn in einem Betrieb mehrere Tarifverträge gelten. Er suspendiert nach – im Einzelnen komplizierten Regeln, die vor allem auf die größere Zahl abstellen – die Anwendung des einen oder des anderen Tarifvertrags, lässt aber, wie es der frühere Präsident des Bundesarbeitsgerichts, Kissel, in seinem Leitfaden des Arbeitskampfrechts ausdrückt, "die Existenz der konkurrierenden Tarifverträge unangetastet". Das hat zur Konsequenz, dass solche Tarifverträge auch vereinbart und notfalls erstreikt werden können. Die Frage der Tarifkonkurrenz kann erst nach Zustandekommen der Tarifverträge gelöst werden und nicht präventiv. Dementsprechend hat das Hessische Landesarbeitsgericht in dem parallelen Fall des vor einigen Jahren geführten Streiks der Gewerkschaft der Lokomotivführer entschieden, dass "das Recht einer Berufsgewerkschaft, einen Spartentarifvertrag zu erstreiken, aus der grundgesetzlich garantierten Koalitionsfreiheit folgt und nicht unter Berufung auf den Grundsatz der Tarifeinheit eingeschränkt werden kann" (Hess. LAG 2.5.2003, AZ: 9 Sa Ga 638/03).

Davon abgesehen greift der Grundsatz der Tarifeinheit im Falle des Ärztestreiks jedenfalls für die Universitätskliniken Baden-Württembergs überhaupt nicht. Ärzte auf der einen Seite und Pflege- und Verwaltungspersonal auf der anderen Seite haben hier verschiedene Arbeitgeber, die Ärzte das Land und das Pflege- und Verwaltungspersonal die Universitätsklinika selbst. Für letztere sind eigene Tarifverträge geschlossen worden. Deshalb lassen sich bei der Frage, welcher Tarifvertrag sich in der Konkurrenz durchsetzen würde, nur die bei ver.di organisierten Ärzte den im Marburger Bund organisierten Ärzten gegenüberstellen. Das aber sind verschwindend wenige.

Dass ver.di und die Tarifgemeinschaft deutscher Länder möglichst nur ein einheitliches, für alle Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes geltendes Tarifwerk haben und deshalb Berufsgewerkschaften wie den Marburger Bund ausgrenzen möchten, ist verständlich. Mit dem Grundrecht der Koalitionsfreiheit lässt sich diese Vorstellung aber nicht vereinbaren. Wenn Artikel 9 Abs. 3 Grundgesetz das Recht, zur Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen Vereinigungen zu bilden, für jedermann und "für alle Berufe" gewährleistet, sieht er das Berufsverbandsprinzip sogar ausdrücklich als eine mögliche Form der Gewerkschaftsbildung an."

